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Raphi Kiener erhängte sich im August 2019 in 
einer Psychiatrie im Kanton Bern. Trotz einer 
diagnostizierten paranoiden Schizophrenie 
war der 25-Jährige vorher während rund sechs 
Monaten in Untersuchungshaft im Regional-
gefängnis Bern eingesperrt, 23  Stunden pro 
Tag, Besuche durfte er nur hinter einer Trenn-
scheibe empfangen (siehe WOZ Nr.  32/20). 
Aktuell untersucht die Staats-
anwaltschaft, ob der Staat seine 
Fürsorgepflicht und somit Men-
schenrechte verletzt hat.

Zehn bis dreissig Men-
schen sterben jedes Jahr in 
Schweizer Hafteinrichtungen  – 
fast die Hälfte davon durch Sui-
zid. Dafür, dass diese Zahl nicht 
weiter steigt, soll die Untersu-
chung des Falls von Raphi Kie-
ner sorgen. Ein Gerichtsurteil zu 
seinem Einzelfall soll bewirken, 
dass sich die Bedingungen in 
den Schweizer Haftanstalten verbessern.

Dieser Mission angenommen hat sich 
eine von der Menschenrechtsorganisation 
Humanrights.ch im vergangenen Jahr ge-
gründete Anlaufstelle für strategische Pro-
zessführung. Der Fall von Raphi Kiener ist der 
erste, den sie begleitet. Bewusst ausgewählte 
Einzelfälle sollen  – begleitet von Kampagnen 
in der Öffentlichkeit  – Leitentscheide von 
oftmals internationalen Gerichten wie dem 
Euro päischen Gerichtshof für Menschenrech-
te (EGMR) in Strassburg erwirken, die die 
Rechts praxis verändern oder Gesetzgebungs-
prozesse auslösen und so die Rechtsstellung 
vieler Menschen verbessern.

Stellvertretend für viele
In den USA führen seit über hundert Jahren 
mehrere Organisationen strategische Prozes-
se. Bekannt ist etwa die American Civil Liber-
ties Union, der es unter anderem zu verdanken 
ist, dass Schwangerschaftsabbrüche legali-
siert und die Rassentrennung an Schulen auf-
gehoben wurde. In der Schweiz sind es bislang 
meist einzelne AnwältInnen, die strategische 
Prozesse führen – häufig unentgeltlich.

Mit der neuen Anlaufstelle in Bern sol-
len diese Anstrengungen gebündelt werden. 
Seit letzten Dezember ist sie offen, aktuell sind 
fünf Fachleute involviert. Pro Jahr beträgt das 
Budget 100 000  Franken, ein grosser Teil der 
Arbeit erfolgt ehrenamtlich.

Nicht alle Fälle von Menschenrechts-
verletzungen eignen sich jedoch für eine stra-
tegische Aufarbeitung: «Primär müssen die 
Betroffenen oder ihre Angehörigen dazu bereit 
und psychisch stabil genug sein, um während 

mehrerer Monate im Rampenlicht zu stehen 
und auch zugunsten von anderen zu kämpfen», 
sagt Marianne Aeberhard, Geschäfts leiterin 
von Humanrights.ch. Zudem brauche es auf 
Menschenrechte spezialisierte Anwält Innen, 
die erfahren mit Verfahren vor internationa-
len Gerichten seien und nicht jede einzelne Ar-
beitsminute verrechneten. Ausserdem müsse 

der Sachverhalt stell vertretend 
für andere stehen, dürfe also 
kein Einzelfall sein.

Beim Fall von Raphi  K. 
stimmen die Bedingungen. «Die 
Eltern sind bereit, nötigenfalls 
bis nach Strassburg zu gehen», 
sagt Aeberhard. Und mit Philip 
Stolkin hat sich ein erfahrener 
Rechtsvertreter des Falls an-
genommen. Stolkin hat 2014 
gemeinsam mit dem Anwalt Da-
vid Husmann einen Fall vor den 
EGMR gebracht, der mustergül-

tig zeigt, was strategische Prozessführung be-
wirken kann: Hans Moor hatte jahrzehntelang 
bei der heutigen General Electric Turbinen 
montiert, kam dabei mit Asbest in Berührung 
und starb 58-jährig an Lungenkrebs. Bereits 
vor seinem Tod klagte er gegen seine ehema-
lige Arbeitgeberin wegen mangelnder Schutz-
vorkehrungen. Sämtliche Gerichte in der 
Schweiz sagten, der Fall sei verjährt, weil der 
Kontakt mit Asbest zu lange zurückliege. Re-
nate Howald Moor zog für ihren verstorbenen 
Mann den Fall an den EGMR. Dieser urteilte: 
Die Schweiz hat Moors Recht auf ein faires Ver-
fahren verletzt; durch die starre Interpretation 
der Verjährungsfrist habe er keinen effekti-
ven Zugang zum Gericht gehabt (siehe WOZ 
Nr. 1/18). Nach dem Strassburger Urteil verlän-
gerte das Parlament die Verjährungsfrist bei 
Personenschäden von zehn auf zwanzig Jahre. 
Auch wurde daraufhin die Stiftung Entschädi-
gungsfonds für Asbestopfer gegründet.

Fälle aus sämtlichen Rechtsbereichen
Durch die neue Anlaufstelle dürften künftig 
mehr Fälle aus der Schweiz vor dem EGMR lan-
den. Laut Stolkin ist das umso wichtiger, als 
Urteile des Bundesgerichts, vor allem der so-
zialrechtlichen Kammern, oft politisch gefällt 
würden und «meist an die Comedyshows von 
Monty Python erinnern». Da sei es zwingend, 
an internationale Instanzen gelangen zu kön-
nen. So hat Stolkin bereits vier Mal vor dem 
EGMR gewonnen – als Einzelkämpfer.

Die Anlaufstelle will Fälle aus sämtli-
chen Rechtsbereichen abdecken. Der Basler 
Rechtsprofessor Markus Schefer sieht darin  – 
obwohl er die Arbeit der Anlaufstelle begrüsst – 

eine mögliche Hürde: «Die Pro blemstellungen 
strategischer Prozessführung stellen sich in 
unterschiedlichen Rechts bereichen je anders.» 
Im Behindertenrecht etwa sei es wichtig, Fälle 
unterschiedlicher Behinderungen zu führen: 
etwa, dass Rollstuhlfahrende Kinos besuchen 
können und Monitore im ÖV auch für Men-
schen mit einer Sehbehinderung lesbar sind. 
«Sonst entsteht der Eindruck, man kümmere 
sich immer um die gleichen Personen.»

Anfang nächsten Jahres geht die An-
laufstelle mit dem Fall von Raphi Kiener an 
die Öffentlichkeit. Dann startet sie auch ein 
Crowdfunding, um Geld für den Prozess zu 
sammeln – ebenfalls ein in der Schweiz bisher 
selten verwendetes Instrument im Feld des 
Rechtsschutzes.

www.humanrights.ch

MENSCHENRECHTE

Mit Klagen lässt sich 
das System verändern
Bislang bleiben viele Fälle von Menschenrechtsverletzungen ungestraft. Humanrights .ch  
will das mit einer neuen Anlaufstelle und strategischen Prozessführungen ändern.
VON FLAVIA VON GUNTEN

Bis zu dreissig Menschen sterben jedes Jahr in Schweizer Hafteinrichtungen. Auch das will die Anlaufstelle für strategische Prozessführung 
ändern: Blick aus einer Zelle im Gefängnis Pöschwies in Regensdorf ZH.   FOTO: URSULA HÄNE

BASEL-STADT

Die grosse  
BettlerInnen-Razzia
Fünfeinhalb Stunden lang raubten PolizistIn-
nen den Menschen den Schlaf, die auf Basels 
Strassen übernachten. In der Nacht auf ver-
gangenen Dienstag führten Polizei, Kesb und 
Migrationsamt bei «52 mutmasslichen Bett-
lerinnen und Bettlern» eine «Kontrollaktion» 
durch, so die Behördenmitteilung. 19 der «ru-
mänischen Staatsangehörigen im Alter von 17 
bis 65» erhielten direkt die Wegweisung und 
müssen die Schweiz verlassen. Zu 21 weiteren 
startet das Migrationsamt Ermittlungen. Es ist 
ein neuer Höhepunkt der Gängelung.

Nachdem letzten Sommer das «Bettel-
verbot» gefallen war, beeilte sich das Par la-
ment, diesen Entscheid umzukehren. Aber es 
brauchte monatelange Kälte, bis die Regierung 
die Notschlafstelle im Februar für die betteln-
den Menschen – viele von ihnen Romnija und 
Roma – öffnete. Viele blieben trotzdem lieber 
draussen. Selbst das empfanden manche als 
Affront. In der geifernden Auseinandersetzung 
können die BettlerInnen nichts recht machen.

Nun zeigt sich: Diejenigen, die das Not-
schlafstellenangebot ausschlugen, haben das 
Richtige getan. In der Behördenmitteilung zur 
BettlerInnenrazzia steht, dass sich EU-Bür ger-
Innen, die «Sozialhilfe  – etwa in Form einer 
Übernachtung in der Notschlafstelle  – bezie-
hen, wegen der Ausreise beim Migrationsamt» 
melden müssen. Wer das nicht tue «oder nach 
einer Ausreise kurzfristig wieder» einreise, 
riskiere «eine sofortige Wegweisung». Mit 
anderen Worten: Der Schlafplatz im Warmen 
war eine Falle.  BENJAMIN VON W YL

Durch die neue 
Anlaufstelle 
dürften künftig 
mehr Fälle  
in Strassburg 
landen.

DEUTSCHLAND

Wegweisendes Urteil 
zum Klimaschutz
Ein aktuelles Beispiel dafür, wie tiefgreifend 
strategische Prozessführungen gesellschaftli-
che Bedingungen verändern können, kommt 
aus Deutschland: Letzte Woche hielt das Ver-
fassungsgericht in einem Urteil fest, dass das 
deutsche Klimaschutzgesetz aus dem Jahr 2019 
unzureichend und der Schutz der Freiheits-
rechte künftiger Generationen nicht gewähr-
leistet sei. Die derzeit gültigen Vorschriften 
würden die hohen Emissionsminderungs-
lasten «unumkehrbar auf Zeiträume nach 
2030» verschieben, was die Gefahr schwer-
wiegender Freiheitseinbussen erheblich ver-
grössere. In Frankreich entschied ein Gericht 
im Februar, dass die Untätigkeit des französi-
schen Staates bezüglich Klimaschutz illegal sei.

In der Schweiz sind es primär die Klima-
seniorinnen, die sich auch gerichtlich für ei-
nen besseren Klimaschutz und ihr «Recht auf 
Leben und Gesundheit» einsetzen. Vor einem 
Jahr wies das Bundesgericht deren Beschwer-
de ab. Ende 2020 reichten die Seniorinnen ihre 
Klage vor dem Europäischen Gerichtshof für 
Menschenrechte (EGMR) ein.

Ende März nun hat der EGMR nach ei-
ner vergleichbaren Klage aus Portugal auch 
für die Beschwerde aus der Schweiz grünes 
Licht gegeben. Das Bundesamt für Justiz hat 
bis am 16.  Juli  – fünf Wochen nach der Ab-
stimmung über das CO2-Gesetz – Zeit für eine 
Stellungnahm e.  ADR

GEFÄHRDER DER WOCHE

Damian Müller
Der öffentliche Auftritt des Luzerner Stände-
rats Damian Müller ist so proper und glanzvoll 
wie ein hochgezüchteter Apfel. Auf knackige 
Perfektion getrimmt ist auch der Antritt der 
freisinnigen Sportskanone. «Packt an. Setzt 
um»: So preist der Politiker seine Vorzüge auf 
der persönlichen Web site. Jetzt packt er bei 
der inhaltlichen Rettung des Rahmenabkom-
mens mit an. Er und seine Parteifreund Innen 
um Bundesrätin Karin Keller-Sutter schmie-
den offenbar einen Plan  B, falls das Rahmen-
abkommen definitiv scheitern und die Schweiz 
«einseitig EU-Recht übernehmen» sollte.

Plan B: Das verheisst nichts Gutes für die 
Mehrheit der SchweizerInnen. Plan  B bedeu-
tet – siehe Altersvorsorge – Abbau von Rechten 
und Leistungen. Und selbstverständlich Be-
vorzugung der Wohlhabenden. Damian Mül-
ler spricht von einem «knallharten Fitnesspro-
gramm» für die Schweizer Wirtschaft, um den 
Wohlstand zu sichern. Kernforderungen sind 
«Flexibilisierung der Arbeitszeiten» und Steu-
ersenkungen. Im Klartext: Deregulierung, Pri-
vatisierung, Angriff auf Löhne und staat liche 
Leistungen. Die Gefährdung des öffent lichen 
Wohls ist seit Jahrzehnten Programm der 
Wirtschaftspartei, Damian Müller einer ihrer 
jüngsten Vertreter in Bundesbern. Mit seinem 
«knallharten» Furor für den Abbau des Sozial-
staats und dem Angriff auf die Löhne verbrei-
tet er unzweifelhaft Furcht und Schrecken. 
Ein Fall, der potenziell unter das neue Terror-
gesetz PMT fallen könnte.

Wir freuen uns daher, dass die WOZ den 
Preis «Gefährder der Woche» diese Woch e 
in das Herz der Eidgenossenschaft verge-
ben kann: Herzliche Gratulation an Damian 
Müller! Im Katalog der Massnahmen, die mit 
dem PMT in Kraft treten würden, haben wir 
eine passende Massnahme für den pferde-
vernarrten Ständerat gefunden: Hausarrest. 
Das kommt ihm, der das Private so sehr liebt, 
bestimmt entgegen  – und lässt ihn, so unse-
re Hoffnung, zur Besinnung kommen. Ange-
sichts seines jugendlichen Alters stellen wir 
ihm eine günstige Prognose.

Bis zur Abstimmung vom 13. Juni kürt die WOZ 
in jeder Ausgabe eineN GefährderIn der Woche 
und belegt diese Person mit einer präventiven 
Massnahme aus dem Katalog des PMT. Natürlich 
immer mit Augenmass und unter Wahrung der 
Verhältnismässigkeit.


